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Nach § 161 Aktiengesetz (AktG) haben Vorstand 

und Aufsichtsrat einer börsennotierten Aktienge-

sellschaft jährlich zu erklären, dass den vom Bun-

desministerium der Justiz im amtlichen Teil des 

elektronischen Bundesanzeigers bekannt gemach-

ten Empfehlungen der Regierungskommission 

Deutscher Corporate Governance Kodex entspro-

chen wurde und wird oder welche Empfehlungen 

nicht angewendet wurden bzw. werden und wa-

rum nicht. Die Erklärung ist auf der Internetseite 

der Gesellschaft dauerhaft öffentlich zugänglich 

zu machen. Die Gesellschaften können somit 

von den Empfehlungen des Kodex abweichen, 

sind dann aber verpflichtet, dies jährlich offen zu 

legen und die Abweichung zu begründen. Dies 

ermöglicht den Gesellschaften die Berücksichti-

gung branchen- oder unternehmensspezifischer 

Bedürfnisse. 

Für den Zeitraum seit der letzten Entsprechens-

erklärung vom 27. Februar 2009 bis zum 4. August  

2009 bezieht sich die nachfolgende Erklärung 

auf die Kodex-Fassung vom 6. Juni 2008, die am  

8. August 2008 im elektronischen Bundesanzei-

ger veröffentlicht wurde. Für die Corporate Gover-

nance Praxis der Viscom AG seit dem 5. August 

2009 bezieht sich die Erklärung auf die Kodex- 

Fassung vom 18. Juni 2009, die am 5. August 

2009 im elektronischen Bundesanzeiger veröffent- 

licht wurde.

Vorstand und Aufsichtsrat der Viscom AG erklären 

gemäß § 161 AktG, dass den Empfehlungen der 

„Regierungskommission Deutscher Corporate 

Governance Kodex“ grundsätzlich entsprochen 

wird und in der Vergangenheit wurde. Vorstand 

und Aufsichtsrat der Viscom AG beabsichtigen, 

diese auch in Zukunft zu beachten. Lediglich die 

folgenden Empfehlungen wurden und werden 

nicht angewendet:

1. Die Gesellschaft hat für Vorstand und Auf-

sichtsrat eine Vermögensschaden-Haftpflichtver-

sicherung (so genannte D&O-Versicherung) ohne 

Selbstbehalt abgeschlossen (Kodex Ziffer 3.8).

Die Directors‘ & Officers-Versicherung (D&O-Ver- 

sicherung) der Viscom AG sieht keinen Versiche-

rungsschutz für vorsätzliche Handlungen und 

Unterlassungen sowie wissentliche Pflichtverlet-

zungen von Mitgliedern des Vorstands und des 

Aufsichtsrats vor. Daher stellt sich nur im Rahmen 

fahrlässig begangener Pflichtverletzungen die  

Frage nach der Vereinbarung eines Selbstbehalts.

Die Vereinbarung eines Selbstbehalts im Rahmen 

der D&O-Versicherung ist in der öffentlichen Dis-

kussion nach wie vor umstritten. Vorstand und 

Aufsichtsrat sind per Gesetz verpflichtet, verant-

wortungsvoll und im besten Interesse der Gesell-

schaft zu handeln. Vorstand und Aufsichtsrat ver-

treten die Auffassung, dass der Selbstbehalt im 

Rahmen der D&O-Versicherung kein adäquates 

Mittel ist, um die – bereits aus dem Gesetz resul-

tierende – Motivation und das Verantwortungsbe-

wusstsein der Mitglieder dieser Gremien weiter 

zu steigern. Hinzu tritt, dass etwaige Selbstbe-

halte durch die Organmitglieder selber versichert 

werden können, so dass die mit dem Selbstbe-

halt intendierte Verhaltenssteuerung weitgehend 

ins Leere läuft. Aus diesem Grunde wurde bislang 

von einem Selbstbehalt bei der D&O-Versicherung 

abgesehen.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Angemes-

senheit der Vorstandsvergütung (VorstAG) ist die 

Vereinbarung eines Selbstbehalts im Rahmen der 

D&O-Versicherung für Vorstandsmitglieder ge-

setzlich zwingend vorgesehen. Die Viscom AG 

wird diese Verpflichtung innerhalb der geltenden 

Übergangsvorschriften umsetzen.
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2. Die Gesellschaft hat keinen Vorsitzenden oder 

Sprecher des Vorstandes (Kodex Ziffer 4.2.1).

Dies ist zum einen historisch bedingt, da die Vor-

stände Dr. Martin Heuser und Volker Pape das Un-

ternehmen 1986 als GmbH gemeinsam gegrün-

det haben und in ihren Entscheidungen immer 

gleichberechtigt waren. Vorstand und Aufsichtsrat 

sind in diesem Fall der Auffassung, dass in dem 

mit drei Mitgliedern besetzten Vorstand ein Vorsit-

zender oder Sprecher nicht erforderlich ist. Im Üb-

rigen geht das Aktienrecht vom Konsensprinzip, 

d. h. von einem kollegial und nicht hierarchisch 

gegliederten Vorstand aus. Seit der Gründung des 

Unternehmens gilt im Vorstand (bzw. zuvor in der 

Geschäftsführung) das strenge Konsensprinzip. 

Alle wesentlichen Entscheidungen werden stets 

gemeinsam durch sämtliche Vorstände getroffen. 

3. Der Aufsichtsrat hat keine Ausschüsse gebil-

det, insbesondere keinen Prüfungs- und Nomi-

nierungsausschuss (Kodex Ziffern 5.3.1, 5.3.2, 

5.3.3).

Der Aufsichtsrat besteht lediglich aus drei Mitglie-

dern. Nach Ansicht des Aufsichtsrats ist eine Aus-

schussbildung unter den spezifischen Gegeben-

heiten der Gesellschaft nicht zweckmäßig. Alle 

Sachverhalte werden von sämtlichen Mitgliedern 

des Aufsichtsrats behandelt. Eines Nominierungs-

ausschusses bedarf es darüber hinaus nicht, da 

der Aufsichtsrat ausschließlich aus Vertretern der 

Anteilseigner besteht.

4. Die von der Hauptversammlung jährlich zu 

beschließende feste und variable Vergütung des 

Aufsichtsrats berücksichtigt nicht den Vorsitz 

und den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat 

sowie den Vorsitz und die Mitgliedschaft in Aus-

schüssen (Kodex Ziffer 5.4.6).

Die Hauptversammlung der Gesellschaft be-

schließt den festen und den variablen Vergü-

tungsbestandteil jeweils in einem Gesamtbetrag 

für sämtliche Aufsichtsratsmitglieder (§ 20 Abs. 1 

der Satzung). Über die angemessene Aufteilung 

des jeweiligen Gesamtbetrags auf die einzelnen 

Aufsichtsratsmitglieder beschließt der Aufsichts-

rat nach billigem Ermessen. Dabei wurden in der 

Vergangenheit der Vorsitz und der stellvertre-

tende Vorsitz im Aufsichtsrat regelmäßig durch 

eine erhöhte Vergütung berücksichtigt. Da der 

Aufsichtsrat mit Rücksicht auf seine Größe keine 

Ausschüsse gebildet hat, entfällt insoweit eine 

differenzierte Vergütungsregelung.

5. Die Satzung sieht keine Altershöchstgrenze für 

Vorstandsmitglieder und Aufsichtsratsmitglieder 

vor (Kodex Ziffern 5.1.2 und 5.4.1).

Bei der Altersstruktur der derzeitigen Besetzung 

des Vorstandes stellt sich die Frage nicht. Außer-

dem soll dem Unternehmen grundsätzlich auch 

die Expertise erfahrener Vorstandsmitglieder zur 

Verfügung stehen. Ein allein altersbedingter Aus-

schluss erscheint Vorstand und Aufsichtsrat nicht 

sinnvoll, da hierdurch eine optimale Besetzung 

des Vorstands aus rein formalen Gründen ver-

hindert werden könnte. Eine Festlegung in der 

Satzung wurde und wird daher als nicht erforder-

lich erachtet. Hinsichtlich des Aufsichtsrates ver-

treten Vorstand und Aufsichtsrat die Auffassung, 

dass eine Altershöchstgrenze die Gesellschaft bei 

der Gewinnung und dem Halten geeigneter Mit-

glieder für den Aufsichtsrat unangemessen ein-

schränken könnte. 

6. Die Dienstverträge mit den Vorstandsmitglie-

dern der Viscom AG sehen keine Abfindungs-Caps 

bei vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit 

vor (Kodex Ziffer 4.2.3).
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Die Kodexempfehlungen zu den Abfindungs-Caps 

bei einer vorzeitigen Beendigung der Vorstandstä-

tigkeit beziehen sich auf den Neuabschluss und 

die Verlängerung von Vorstandsverträgen und 

wurden für die Viscom AG bisher nicht relevant. 

Die Vorstandsverträge der Viscom AG enthalten 

keine Vereinbarungen über Abfindungszahlungen 

bei vorzeitiger Beendigung der Vorstandstätigkeit 

ohne wichtigen Grund oder infolge eines Kontroll-

wechsels (Change of Control). Vereinbarungen 

über Abfindungszahlungen bei vorzeitiger Be-

endigung der Vorstandstätigkeit ohne wichtigen 

Grund wären nach allgemeiner Ansicht rechtlich 

auch nicht durchsetzbar, da der Dienstvertrag mit 

dem Vorstandsmitglied bei Fehlen eines wich-

tigen Grundes nur einvernehmlich beendet wer-

den kann und keine Verpflichtung des Vorstands-

mitglieds besteht, einer Abfindungsbegrenzung 

im Sinne der Kodexempfehlungen zuzustimmen.  

 

Hannover, 26. Februar 2010  

 

Der Vorstand           Der Aufsichtsrat


